Die Linkspartei.PDS Berlin

10. Landesparteitag 

3.Tagung

06. Mai 2006

Änderungsantrag
Nr. 1.8. 

zum Antrag 1 Entwurf des Wahlprogramms der Linkspartei.PDS Berlin zur Wahl zum Abgeordnetenhaus am 17. September 2006

EinreicherInnen: 
Sebastian Schlüsselburg, Siglinde Schaub, Margrit Barth, Elke Brosow, Petra Weitling (für die IG Schule & Bildung)

Der Landesparteitag möge beschließen:

Streiche den Abschnitt 3. im Antrag 1 und ersetze durch folgenden Text:

3.  Eine Schule und gleiche Chancen für alle Kinder

Das bildungspolitische Projekt der Linkspartei.PDS heißt: „Berlin wird skandinavisch schlau“. Es beschreibt  Wege zu einem integrativen und leistungsfähigen Schulsystem. Ziel ist eine gemeinsame Schule vom 1. bis zum 10. Schuljahr bzw. bis zum Abitur, in der alle Kinder, unabhängig von ihrer sozialen, kulturellen oder ethnischen Herkunft und vom Geschlecht, unabhängig von der Religionszugehörigkeit und unabhängig von einer Behinderung mit- und voneinander lernen. Hier soll sich eine Lehr- und Lernkultur entwickeln, die von  gegenseitiger Achtung und Akzeptanz  bestimmt ist, in der jede und jeder willkommen ist. Hier werden  individuelles Lernen, Leistungsbereitschaft und Spaß an der Leistung gefördert und Umgang mit Verschiedenheit und interkulturelle Kompetenz vermittelt. Alle sollen die Chance für einen erfolgreichen Schulabschluss erhalten. Dieses Ziel will die Linkspartei.PDS zum Schuljahr 2011/12 erreichen. Dann kommen die 2005 eingeschulten Kinder, die als erste an den gesamten Reformmaßnahmen in der Grundschule teil hatten, in die Sekundarstufe I, also die 7. Jahrgangsstufe und sollen dort ein qualitativ gleichwertiges Angebot vorfinden.

In der kommenden Wahlperiode sollen Schulen auf freiwilliger Grundlage verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten und Wege zu einem integrativen Schulsystem erproben. Wir wollen diesen Prozess mit einer öffentlichen Debatte begleiten, damit für das Schuljahr 2011/12 ein möglichst breiter gesellschaftlicher Konsens für eine politische Entscheidung über die weitere Ausgestaltung und Transformation des Berliner Schulsystems erreicht werden kann. 
Unser bildungspolitisches Projekt wollen wir in der kommenden Wahlperiode auf folgende Weise verwirklichen:

3.1. Auf den Anfang kommt es an – Kitas als Bildungseinrichtungen weiter ausgestalten

Die Linkspartei.PDS hat sich in der zurück liegenden Wahlperiode für die Ausgestaltung der Kitas zu Bildungseinrichtungen eingesetzt. Dazu gehören die Einführung des Bildungsprogramms, die Einführung eines beitragsfreien Kitajahres im Jahr vor der Einschulung ab dem 1. Januar 2007, die Reform der Erzieher/Innen-Ausbildung, die Fortführung der Übertragung von Kitas auf freie Träger und die Schaffung gleicher Finanzierungsbedingungen für alle Einrichtungen, die Gründung kommunaler Kita-Eigenbetriebe, die Einführung gleicher Qualitätsstandards für alle Einrichtungen und die Verabschiedung des neuen Kita-Reformgesetzes. 

Diese Politik ist bundesweit beispielhaft und soll insbesondere mit folgenden Maßnahmen fortgeführt werden: 

Zugang erleichtern

Damit sich möglichst viele Eltern frühzeitig für eine Förderung ihrer Kinder in einer Kita entscheiden, wollen wir noch vorhandene Beschränkungen beim Zugang zu den Kitas schrittweise abbauen. Z.B. sollen im letzten Jahr vor der Schule alle Kinder und Eltern einen Rechtsanspruch für eine ganztägige Förderung erhalten. 

Personal stärken und verstärken

Die Erzieherinnen und Erzieher in den Kitas benötigen für ihre wachsende Verantwortung eine qualifizierte Ausbildung, Weiterbildungsangebote und Zeit, um alle Kinder individuell zu fördern. Die Linkspartei.PDS setzt sich für eine bessere Personalausstattung ein, z.B. indem die Erzieherinnen extra Zeit zur Vor- und Nachbereitung erhalten. Den Modellversuch zur Erzieher/Innen-Ausbildung auf Fachhochschulniveau werden wir weiterführen, einen Ausbau ebenso prüfen wie die Einführung einer Ausbildung zum Erzieher/Innen-Assistenten. 

Sprachförderung intensivieren

Die Maßnahmen für eine bessere individuelle Sprachförderung werden weitergeführt. Dazu soll die pauschale Regelung, dass mindestens 40 Prozent der Kinder in einer Kita nichtdeutscher Herkunftssprache sein müssen, damit zusätzliches Personal bereit gestellt wird, durch eine auf das Kind bezogene zusätzliche Ausstattung ersetzt werden. 

Gesundheitsförderung ausbauen

Die Linkspartei.PDS setzt sich dafür ein, dass Kinder auch künftig ein gesundes und bezahlbares Mittagessen erhalten, das für sozial schwache und kinderreiche Familien erschwinglich ist. Gesundheitsförderung und Gesundheitserziehung in den Kitas werden intensiviert. Die Schuleingangsuntersuchung wird um ein Jahr vorgezogen, um Förderbedarf frühzeitig erkennen zu können. Die Linkspartei.PDS unterstützt den Ausbau der Sport- und Bewegungsangebote in Kitas und die Kooperationen mit Sportvereinen. Kitas müssen zur Stärkung des Kinderschutzes in ein sozialräumliches Netzwerk eingebunden werden. 

Angebotsvielfalt erhalten

Die Linkspartei.PDS strebt an, auch künftig ein Drittel aller Kita-Plätze in kommunaler Verantwortung zu belassen. Die kommunalen Kita-Eigenbetriebe sollen weiterhin einen wesentlichen Beitrag zur Qualitätsentwicklung, zur Angebotsvielfalt und zur sozialen Integration leisten. 

3.2. Grundschulreform um- und fortsetzen

Im Schulbereich konzentrierten sich unsere Reformen bisher vor allem auf die sechsjährige Grundschule. Dazu gehören die frühere Einschulung der Kinder und  der Verzicht auf die „Schuleignungs- Feststellung“, sprachliche Förderung vor Schuleintritt und in der Schule, die flexible Schulanfangsphase, in der die ersten beiden Jahrgänge in unterschiedlichem Tempo durchlaufen werden können und in der jahrgangsübergreifend gelernt wird, der Ausbau der ganztägigen Bildung und Betreuung an allen Grundschulen und die Einführung des Faches Naturwissenschaften in den 5. und 6. Klassen.  

In der kommenden Wahlperiode wollen wir:

Qualität der begonnenen Reformen an allen Schulen sichern

Dazu müssen alle Grundschulen die erforderliche Personalausstattung erhalten. Lehrerinnen und Lehrer müssen für die Reformvorhaben qualifiziert werden und durch Neueinstellungen sollen junge Lehrkräfte an die Schulen kommen.

Ganztagsangebote qualitativ und quantitativ weiter entwickeln

An allen Grundschulen soll schrittweise ein Angebot für die Bildung, Erziehung und Betreuung  bis 16.00 Uhr geschaffen und für alle Kinder ein Rechtsanspruch für diese Zeit eingeführt werden. Wir streben darüber hinaus an, für die Zeit von 13.30 bis 16.00 Uhr die noch existierende Ungleichbehandlung zwischen gebundenem und offenem Ganztagsbetrieb abzubauen, indem dieses  Angebot für alle Kinder und Eltern beitragsfrei werden soll.

Jahrgangsübergreifendes Lernen weiter entwickeln

Die Linkspartei.PDS will die Erfahrungen zahlreicher Schulen aufgreifend, das jahrgangsübergreifende Lernen auf die Jahrgangsstufen 1 bis 3 und 4 bis 6 ausweiten. 

3.3. Schulen der Sekundarstufe I weiter entwickeln

Für eine gemeinsame Schule von der 1. bis zur 10. Klasse bzw. bis zum Abitur muss sich künftig  die Sekundarstufe I verändern. Dabei kann auf Regelungen des neuen Schulgesetzes aufgebaut werden, die für alle Schularten gemeinsam gelten. Dazu gehören der mittlere Schulabschluss, die zu erreichenden Bildungsstandards am Ende von Jahrgangsstufen und an diesen Standards orientierte Rahmenlehrpläne sowie die Möglichkeit der organisatorischen und pädagogischen Verbindung von Schularten. Des weiteren wurde im Schulgesetz die Selbständigkeit und Eigenverantwortung der Schulen verankert.  So kann und soll jede Schule nunmehr mit ihrem Schulprogramm, pädagogische Schwerpunkte setzen, die Rahmenlehrplane schulspezifisch umsetzen, dafür Stundentafel und Schulorganisation entsprechend gestalten sowie Kooperationen mit außerschulischen Partnern eingehen.  

Die Linkspartei.PDS will diese Reformen weiter führen, um:

Voraussetzungen für einen gemeinsamen Bildungsgang in der Sekundarstufe I schaffen

Aus den getrennten Hauptschul-, Realschul- und gymnasialen Bildungsgängen gilt es, einen neuen,  gemeinsamen, qualitativ hochwertigen Bildungsgang für alle Schülerinnen und Schüler zu entwickeln, der zum mittleren Schulabschluss führt. Er soll flexibel sein für unterschiedliche Lernweisen und für weitere Bildungswege (Berufsausbildung, Studium). Das gesamte schulische Angebot muss, um KMK-Anforderungen an den gymnasialen Bildungsgang zu entsprechen, so gestaltet sein,  dass am Ende des 10. Schuljahrgangs auch die Voraussetzungen für den Übergang in die gymnasiale Oberstufe erreicht werden können.

3.4. Nächste Wahlperiode – Öffnungs-/Pilotphase für ein neues Schulsystem

Die Linkspartei.PDS will als „Pilotphase für eine neues Schulsystem“ Schulen ermöglichen, sich auf freiwilliger Grundlage und über verschiedene Wege zu einer integrativen Schule zu entwickeln. Das ermöglicht es zugleich Erfahrungen für die erforderlichen Rahmenbedingungen für ein integratives Schulsystem sammeln. Dabei sind verschiedene Wege denkbar:

Zu den verschiedenen Wegen können gehören:

· Grundschulen, die Klassen führen, die gemeinsam an eine weiter führende Schule gehen

· Grundschulen, die schrittweise bis zur 10. Klasse „aufwachsen“

· „integrative Bildungszentren“ aus Grund- und Sekundarstufenschulen

· Schulen der Sekundarstufe I, die ein gemeinsames bildungsgangübergreifendes Lernen praktizieren

Um auf breiter Basis Schulen für die Öffnungs-/Pilotphase zu gewinnen, will die Linkspartei.PDS:

· eine Öffnungsklausel in das Schulgesetz aufnehmen, die den teilnehmenden Schulen rechtliche Sicherheit gewährt;

· ein System von Anreizen und Unterstützung schaffen, das Schulen zur Teilnahme motiviert;

· Schulverwaltung und der Schulträger in den Prozess notwendiger Veränderungen einbeziehen

· eine auf die integrative Schule ausgerichtete Qualifizierungsoffensive starten
Für integrative Schulen Ressourcen bündeln und Förderfond schaffen

Die Linkspartei.PDS verfolgt das Ziel, die finanziellen und personellen Potenziale der kommenden Jahre zu bündeln und für die Umgestaltung des Schulsystems und seine qualitative Ausgestaltung einzusetzen. Mehrbedarfe sollen vom Grundsatz her durch frei werdende Stellen gedeckt werden, die durch die in den kommenden fünf Jahren zurückgehenden Schülerzahlen entstehen. Hinzu kommen Personalstellen für geplante weitere pädagogische Verbesserungen sowie aus Neueinstellungen von jüngeren Lehrkräften. Außerdem entstehen, wenn deutlich mehr Jugendliche die Schule erfolgreich mit einem Abschluss verlassen, längerfristig Ressourcen aus einer bedarfsgerechten Ausgestaltung des Zweiten Bildungsweges und der beruflichen Schulen. 

Damit soll es möglich werden, Schule besser und anders auszustatten sowohl räumlich als auch personell mit Sozialpädagogen, Psychologen, Bildungswegberatern, Lernassistenten, Lehramtstudierende und medizinischem Personal.

Begründung:

Erfolgt mündlich auf dem Parteitag
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